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Geltender  
Energie-Standard bei 
großen Bauprojekten

Wie sich Sachverständige vertraglich absichern können, wenn 
sie Neubauten nach EnEV- oder Passivhaus-Standard sowie 
Niedrigstenergie- oder Plus-Energie-Häuser planen
Der Beitrag erläutert, welche Fassung der Energieeinsparverordnung (EnEV) bei genehmigungspflichtigen Bauvorha-
ben jeweils gilt und wie sich Planer vertraglich absichern können, wenn sie Gebäude nach einem novellierten EnEV-
Standard entwerfen. Dargestellt werden auch diejenigen Fälle, in denen der Bauherr ein Niedrigstenergiegebäude 
nach der EU-Gebäuderichtlinie 2010, im Passivhaus-Standard oder ein Plus-Energie-Haus bauen will.

I. Der Praxisfall

1. Planen und Bauen nach EnEV
Ein Sachverständiger plant in seinem Inge-
nieurbüro vorwiegend größere Bauvorha-
ben und stellt auch die Nachweise gemäß 
Energieeinsparverordnung (EnEV  2009) 
und des Erneuerbare-Energien-Wärmege-
setzes (EEWärmeG  2011) aus. Für diese 
Großbauprojekte muss der Bauherr bei der 
zuständigen Behörde jeweils einen Bauan-
trag einreichen. Welche Nachweise er da-
bei bereits erbringen muss, regelt die ent-
sprechende Landesbauordnung (LBO).

Der Sachverständige vertrat bisher die 
Meinung, dass bei allen Bauprojekten, 

die einer Baugenehmigung bedürfen, der 
maßgebliche Zeitpunkt für die Einhaltung 
der energetischen Anforderungen das 
Datum der Einreichung des Bauantrages 
sei. Er stützte sich dabei auf folgende 
Aussagen:
�� Die Energieeinsparverordnung 

(EnEV 2009) regelt in § 28 (Allgemeine 
Übergangsvorschrift) erster Absatz: 
»Auf Vorhaben, welche die Errich-
tung, die Änderung, die Erweiterung 
oder den Ausbau von Gebäuden zum 
Gegenstand haben, ist diese Verord-
nung in der zum Zeitpunkt der Bauan-
tragstellung oder der Bauanzeige gel-
tenden Fassung anzuwenden.«

�� Das Erneuerbare-Energien-Wärmege-
setz (EEWärmeG 2011) regelt in § 19 
(Übergangsvorschrift) fünfter Absatz: 
»Im Übrigen ist dieses Gesetz auf die 
Errichtung von Gebäuden in der Fas-
sung anzuwenden, die zum Zeitpunkt 
der Bau- oder der Zustimmungsan-
tragstellung oder der Bauanzeige gilt.«

2. Probleme und Fragen

Ab 2013 soll voraussichtlich die novellier-
te EnEV  2012 mit möglicherweise ver-
schärften Anforderungen gelten. Für den 
Planer sowie auch für ausführende Unter-
nehmen stellen sich daher die folgenden 
Fragen: Bei welcher Art von Bauvorhaben 
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muss der Planer die Anforderungen der 
künftigen EnEV  2012 einhalten – auch 
wenn der Bauherr dies nicht ausdrücklich 
fordert? Wie kann sich der Planer recht-
lich absichern, wenn er EnEV-Anforderun-
gen erfüllen muss, noch bevor die neue 
EnEV-Fassung bekannt oder verkündet 
ist? Wie kann der Planer sich rechtlich ab-
sichern, wenn seine Kunden ein Niedrigs-
tenergiegebäude, ein Passivhaus oder ein 
Plus-Energie-Haus bauen wollen?

II. Rechtliche Einordnung 

Die Frage, welche Anforderungen an die 
Planung eines Gebäudes im Hinblick auf 
die energetischen Eigenschaften zu stel-
len sind, beurteilt sich maßgeblich nach 
den vertraglichen Vereinbarungen, die 
Bauherr und Planer treffen. 

Da in der Praxis selten bis ins letzte Detail 
exakte Vorgaben für die Anforderungen 
der Planung und Ausführung vertraglich 
festgelegt werden, kommt es ergänzend 
oft auf die Einhaltung der allgemein an-
erkannten Regeln der Technik oder auf die 
üblicherweise zu erwartenden Eigenschaf-
ten der Planung oder des Bauwerks an. In 
diesem Zusammenhang spielt die Frage 
eine Rolle, ob es sich bei der EnEV  2009 
oder EnEV 2012 um anerkannte Regeln der 
Technik handelt und/oder wann ihre Einhal-
tung erwartet werden kann. 

Schließlich ist nach dem jeweiligen 
Vertragsverhältnis zu differenzieren. 

1.Die Relevanz der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik

Das Werk des Planers oder Bauunter-
nehmers ist dem Besteller nach dem Bür-
gerlichen Gesetzbuch (BGB) frei von 
Sachmängeln zu verschaffen.

Zitat:	� § 633 BGB: 
Sach- und Rechtsmangel

»(1) Der  Unternehmer hat dem Besteller 
das Werk frei von Sach- und Rechtsmän-
geln zu verschaffen.« 
Dabei ist das Werk zunächst frei von Sach-
mängeln, wenn es die zwischen den Par-
teien vertraglich vereinbarte Beschaffen-
heit hat. 

Zitat:	� § 633 BGB:  
Sach- und Rechtsmangel

»(2) Das Werk ist frei von Sachmängeln, 
wenn es die vereinbarte Beschaffenheit hat.« 

Ist eine solche Beschaffenheit nicht 
ausdrücklich vereinbart, haben also die 
Parteien beispielsweise die Einhaltung der 
Anforderungen der EnEV 2009 nicht aus-
drücklich geregelt, kommt es für die Fra-
ge der Freiheit von Sachmängeln auf die 
übliche Beschaffenheit an. 

Zitat:	� § 633 BGB:  
Sach- und Rechtsmangel

»(2) (...) Soweit die Beschaffenheit nicht 
vereinbart ist, ist das Werk frei von Sach-
mängeln, 
1.	 wenn es sich für die nach dem Vertrag 

vorausgesetzte, sonst
2.	 für die gewöhnliche Verwendung eig-

net und eine Beschaffenheit auf-
weist, die bei Werken der gleichen 
Art üblich ist und die der Besteller 
nach der Art des Werks erwarten 
kann.«

Zur üblichem Beschaffenheit in diesem 
Sinne zählt auch die Einhaltung der all-
gemein anerkannten Regeln der 
Technik. Diese schuldet der Planer ge-
wissermaßen als Mindeststandard seines 
Werks (vgl. Bundesgerichtshof (BGH), 
Urteil vom 20.03.1975 – VII ZR 221/73). 
Das Gleiche gilt für den Werkunterneh-
mer.

Die Beurteilung der mangelfreien Leis-
tung im Rahmen von Verträgen nach den 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen (VOB), Teil  B (Allgemeine Ver-
tragsbedingungen für die Ausführung von 
Bauleistungen) unterscheidet sich insoweit 
nicht von den Grundsätzen des BGB. 

Zitat:	� § 13 VOB/B:  
Mängelansprüche

»(1) Der Auftragnehmer hat dem Auf-
traggeber seine Leistung zum Zeitpunkt 
der Abnahme frei von Sachmängeln zu 
verschaffen. Die Leistung ist zur Zeit der 
Abnahme frei von Sachmängeln, wenn 
sie die vereinbarte Beschaffenheit hat 
und den anerkannten Regeln der Technik 
entspricht. Ist die Beschaffenheit nicht 
vereinbart, so ist die Leistung zur Zeit der 
Abnahme frei von Sachmängeln,

1. wenn sie sich für die nach dem Ver-
trag vorausgesetzte,

sonst
2. für die gewöhnliche Verwendung 

eignet und eine Beschaffenheit aufweist, 
die bei Werken der gleichen Art üblich ist 
und die der Auftraggeber nach der Art 
der Leistung erwarten kann.«

Die ausdrückliche Nennung der an-
erkannten Regeln der Technik in den 
VOB/B bedeutet nach Auffassung der 
Rechtsprechung im Vergleich zu den Re-
gelungen des BGB keine Verschärfung 
der Anforderungen. 

2. Der maßgebliche Zeitpunkt 
der allgemein anerkannten 
Regeln der Technik

Es ist in der Rechtswissenschaft streitig, 
welchen Stand der Technik der Planer 

oder Werkunternehmer berücksichtigen 
muss. 

Denkbar ist es, auf den Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses oder aber auf den Zeit-
punkt der Abnahme abzustellen.

Die Rechtsprechung, vor allem die des 
BGH, nimmt regelmäßig an, dass es auf 
den Zeitpunkt der Abnahme ankommt 
(BGH, Urteil vom 14.05.1998 – 
VII  ZR  184/97; BGH, Urteil vom 
14.06.2007 – VII  ZR  45/06). Zum Zeit-
punkt der Abnahme ist ohnehin die Man-
gelfreiheit des Werks zu überprüfen, da 
der Besteller nur ein – im Wesentlichen – 
mangelfreies Werk abnehmen muss. Mit 
der Abnahme wird grundsätzlich auch 
(erst) der Werklohnanspruch des Unter-
nehmers fällig.

Zitat:	�  § 640 BGB:  
Abnahme

»(1) Der Besteller ist verpflichtet, das ver-
tragsmäßig hergestellte Werk abzuneh-
men, sofern nicht nach der Beschaffen-
heit des Werkes die Abnahme ausge-
schlossen ist. Wegen unwesentlicher 
Mängel kann die Abnahme nicht verwei-
gert werden.«

Zitat:	�  § 641 BGB:  
Fälligkeit der Vergütung

» (1) Die Vergütung ist bei der Abnahme 
des Werkes zu entrichten. (...)«

Ausnahmen sind allenfalls dann mög-
lich, wenn sich der Stand der Technik für 
den Planer oder Unternehmer unvorher-
sehbar ändert. Auch kann eine Verschär-
fung des Standes der Technik zwischen 
Vertragsschluss und Abnahme zu Mehr-
kostenansprüchen des Unternehmers 
gegen den Besteller führen. Dies ändert 
aber nichts an dem Grundsatz, dass der 
Zeitpunkt der Abnahme entschei-
dend ist.

3. Die EnEV 2009 (2012) als 
anerkannte Regel der Technik?

Fraglich ist, ob auch die EnEV 2009 bzw. 
in Kürze die EnEV  2012 nach diesen 
Grundsätzen zu einer Verschärfung der 
Anforderungen an die Planung oder 
Ausführung führen kann. Handelte es 
sich bei der EnEV um allgemein an-
erkannte Regeln der Technik, wäre bei 
großen Bauvorhaben möglicherweise 
bereits jetzt die EnEV  2012 zu berück-
sichtigen.

Die EnEV 2009/2012 ist jedoch keine 
anerkannte Regel der Technik in diesem 
Sinne. Als solche werden technische Re-
geln verstanden, die sich in der Wissen-
schaft als richtig durchgesetzt und 
die sich in der Baupraxis als richtig be-
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währt haben (vgl. Kniffka/Koeble, Kom-
pendium des Baurechts, 3.  Auflage, 
2008, 6. Teil Rdnr. 34).

Öffentlich-rechtliche Normen werden 
jedoch nicht (allein) aufgrund aktualisier-
ter wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
praktischer Durchsetzung technischer 
Ausführungsarten erlassen und aktuali-
siert, sondern aufgrund einer Entschei-
dung des jeweilig zur Rechtssetzung be-
rufenen Gremiums, also beispielsweise 
der Bundesregierung im Falle der 
EnEV  2009/2012. Diese Regeln können 
den Stand der Technik wiedergeben, 
zwingend ist dies jedoch nicht. 

Gerade die EnEV  2009 beweist dies. 
Sie – wie auch die vorhergehenden Fas-
sungen – soll eine Lenkungswirkung ent-
falten. Die EnEV 2009 soll zur Energieein-
sparung und damit zur Verringerung des 
CO2-Ausstoßes führen. 

Dies ist aber nicht mit der Frage gleich-
zusetzen, ob die Errichtung eines Hauses 
nach wissenschaftlichen Kriterien und 
praktischer Durchsetzung technisch man-
gelhaft ist, wenn es bestimmte Anforde-
rungen an den Wärmeschutz nicht er-
füllt. Dies dürfte in der Regel nicht anzu-
nehmen sein.

Zum Teil wird die EnEV 2009 in der ju-
ristischen Literatur als anerkannte Regel 
der Technik eingestuft, was nach unserer 
Auffassung nicht zutreffend ist. Zumeist 
wird mit dieser Gleichsetzung aber die 
Einhaltung der EnEV als Mindeststandard 
verbunden. Diese Auslegung hängt aber 
nicht von der Frage ab, ob es sich bei der 
EnEV 2009 um eine anerkannte Regel der 
Technik handelt. Hierzu sogleich.

4. Die Einhaltung der öffentlich-
rechtlichen Bauvorschriften als 
übliche Beschaffenheit.
Verträge über Planungs- und andere Bau-
leistungen sind regelmäßig so auszule-
gen, dass das geplante und hergestellte 
Werk im Einklang mit den geltenden öf-
fentlich-rechtlichen Bauvorschriften steht. 
Auch die Einhaltung dieser Vorschrif-
ten darf der Besteller eines Werks re-
gelmäßig erwarten. Diese umschreiben 
damit ebenfalls die übliche Beschaffen-
heit. Eine Abweichung von diesen Vorga-
ben führt daher im Allgemeinen ebenfalls 
zu einer mangelhaften Leistung des Pla-
ners. 

Gerade für Architekten, die umfang-
reiche Planungsleistungen erbringen, ge-
hört die Genehmigungsfähigkeit der Pla-
nung ohnehin zu den vertraglichen Leis-
tungen. 

Zitat:	�  § 3 HOAI:  
Leistungen und Leistungsbilder

»(4) Die Leistungsbilder nach dieser Ver-
ordnung gliedern sich in die folgenden 
Leistungsphasen 1 bis 9: (...)

4. Genehmigungsplanung, (...).«
Es handelt sich insoweit zwar nicht um all-
gemein anerkannte Regeln der Technik. 
Zur Auslegung der üblichen Beschaffen-
heit eines Werkes zählt aber regelmäßig 
auch die Beachtung öffentlich-rechtlicher 
Bauvorschriften. Ausnahmen müssten be-
sonders vereinbart werden.

Die Einhaltung der öffentlich-rechtli-
chen Bauvorschriften bestimmt sich aber 
grundsätzlich in Gänze nach den jeweili-
gen Normen. Zu diesen gehört auch die 
Frage, ab welchem Zeitpunkt die jeweili-

ge Regelung Geltung beansprucht. Se-
hen die Übergangsvorschriften eine Fort-
geltung der aktuellen Anforderungen 
etwa im Falle der Bauantragstellung vor 
Inkrafttreten der Neuregelung vor, ändert 
der Erlass einer neuen Norm hieran 
grundsätzlich nichts.

Zitat:	�  § 28 EnEV 2009: Allgemeine 
Übergangsvorschriften

»(1) Auf Vorhaben, welche die Errich-
tung, die Änderung, die Erweiterung 
oder den Ausbau von Gebäuden zum 
Gegenstand haben, ist diese Verordnung 
in der zum Zeitpunkt der Bauantragstel-
lung oder der Bauanzeige geltenden Fas-
sung anzuwenden.«

Zitat:	�  § 31 EnEV 2009: Inkrafttreten, 
Außerkrafttreten 

»Diese Verordnung tritt am 1.  Okto-
ber 2007 in Kraft.«
Ist der Bauantrag also beispielsweise im 
September 2007 gestellt worden, ist das 
Werk des zuvor tätigen Planers auch 
dann mangelfrei, wenn es beispielsweise 
im Hinblick auf die Wärmedämmung 
(nur) die Anforderungen der EnEV 2007 
einhält, obwohl im Zeitpunkt der Abnah-
me unter Umständen bereits die Anfor-
derungen der EnEV 2009 gelten. Mit der 
EnEV  2012 wird es sich voraussichtlich 
nicht anders verhalten.

Werden nicht genehmigungspflichtige 
Bauleistungen nach dem Inkrafttreten der 
Neuregelung erbracht, hat der Bauunter-
nehmer allerdings gegebenenfalls die 
strengeren Anforderungen einzuhalten. 
In diesen Fällen kommt es auf den Zeit-
punkt der Bauausführung an, der durch-
aus nach dem Vertragsschluss liegen kann 
und so zu einer nachträglichen Verschär-
fung der Anforderungen führt.

Zitat:	�  § 28 EnEV 2009:  
Allgemeine Übergangsvorschriften

»(3) Auf sonstige nicht genehmigungsbe-
dürftige, insbesondere genehmigungs-, 
anzeige- und verfahrensfreie Vorhaben 
ist diese Verordnung in der zum Zeit-
punkt des Beginns der Bauausführung 
geltenden Fassung anzuwenden.«
Bei Planungsleistungen ist – jedenfalls so-
weit sie genehmigungsbedürftige Vorha-
ben betreffen – eine solche Konstellation 
kaum denkbar. Denn wenn zu den Auf-
gaben des Architekten die Erstellung 
einer genehmigungsfähigen Planung ge-
hört, hat er die zum Zeitpunkt der Stel-
lung des Bauantrags bzw. der Bauanzeige 
gültigen Anforderungen zu berücksichti-
gen. Ändert sich zwischen Vertragsschluss 
und Stellung des Bauantrags die Geset-
zeslage, hat der Planer dies zu berück-

Abb 1: Netto-Plusenergiegebäude mit Elektromobilität in Leonberg- Warmbronn.

© Foto: Prof. Dr. Fisch/Fotograf: Erich Spahn
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sichtigen. Er muss aber grundsätzlich 
nicht voraussehen, was bei Abnahme des 
fertig gestellten Bauwerks gilt.

Beim Werkvertrag, insbesondere wenn 
die Geltung der VOB/B vereinbart ist, soll-
te der Werkunternehmer aber vorsorg-
lich darauf hinweisen, wenn sich die 
gesetzlichen Anforderungen zwischen 
Vertragsschluss (bzw. Bauantrag) und 
Abnahme ändern. 

Sollte sich dabei herausstellen, dass 
der Besteller die neuen Vorschriften für 
maßgeblich hält, kann zumindest eine 
Klarstellung bzw. Einigung herbeigeführt 
werden. Unter Umständen kann der Be-
steller – zumindest im Rahmen eines 
VOB/B-Vertrags – grundsätzlich vom 
Unternehmer die Einhaltung der neuen, 
strengeren Anforderungen verlangen. 
Dieser erhält dann allerdings grundsätz-
lich auch eine gesonderte Vergütung. 

5. Abweichende Beurteilung bei 
Bauträgerverträgen?

Die Beurteilung des geschuldeten Bausolls 
kann im Falle von Bauträgerverträgen ggf. 
abweichen. Soweit das Vertragsverhältnis 
zwischen Bauträger und Planer bzw. aus-
führendem Bauunternehmer betroffen 
ist, gelten grundsätzlich die vorgenannten 
Ausführungen. Der Bauträger ist aber zu-
gleich auch seinen Erwerbern verpflichtet. 

Ist für das Bauvorhaben des Bauträ-
gers nach den Übergangsvorschriften 
noch die alte Fassung, beispielsweise die 
EnEV 2007, maßgeblich, aber bereits eine 
neue Regelung in Kraft, kann sich eine 
Diskrepanz zwischen der öffentlich-recht-
lichen und der zivilrechtlichen Beurtei-
lung ergeben. Zumal wenn die Bauge-
nehmigung und auch der Beginn der Er-
richtung des Bauwerks länger zurücklie-
gen, kann die Auslegung des Vertrags 
zwischen Bauträger und Erwerber dazu 
führen, dass dem Erwerber gegenüber 
die neue Vorschrift einzuhalten ist. 

Der Erwerber kann – soweit ihm keine 
anderweitigen Hinweise gegeben wur-
den oder Anzeichen bekannt sind – im 
Rahmen der üblichen Beschaffenheit er-
warten, dass ein Neubau die aktuellen 
Anforderungen einhält.

So hat das Oberlandesgericht (OLG) 
Düsseldorf in einem Fall zur Wärme-
schutzverordnung  1995 entschieden, 
dass der Erwartung des Erwerbers, dass 
die aktuellen öffentlich-rechtlichen An-
forderungen eingehalten werden, nicht 
allein dadurch entgegengetreten werden 
kann, dass der Bauantrag vor dem In-
krafttreten der Neuregelung gestellt wur-
de. Der Erwerber müsse von der neuen 
Wärmeschutzverordnung in Kenntnis ge-
setzt werden und zudem von deren An-

wendung absehen (vgl. OLG Düsseldorf, 
Urteil vom 23.12.2005 – 22  U  32/04 – 
BauR  2006, 996). Nach Auffassung des 
Gerichts schulde der Bauträger grund-
sätzlich eine Arbeit entsprechend den 
zum Zeitpunkt der Beauftragung gelten-
den Bestimmungen, in dem konkreten 
Fall also der Einhaltung der Wärme-
schutzverordnung 1995. 

Insoweit sollte der Bauträger beim Ver-
tragsschluss mit dem Erwerber ausdrück-
lich darauf hinweisen, welche energeti-
schen Anforderungen die Immobilie er-
füllt. Nur so lassen sich Missverständnisse 
vermeiden. 

Auch wenn sich hieraus Rückschlüsse 
ableiten ließen, dürfte der Hinweis auf 
das Baujahr allein grundsätzlich nicht 
ausreichen. 

Dieser Fall lässt sich auch auf die 
EnEV 2009 (und 2012) übertragen. 

Ist für den Erwerber einer Immobilie 
die Historie der Errichtung des Gebäudes 
(Beginn der Planung, Datum des Bauan-
trags) nicht absehbar und wird das Ge-
bäude zu einem Zeitpunkt fertig gestellt, 
in dem eine neue Vorschrift bereits in 
Kraft getreten ist, wird er regelmäßig die 
Einhaltung der aktuellen Anforderungen 
erwarten. Dies insbesondere dann, wenn 
andere Gebäude, die zeitgleich fertig ge-
stellt werden, die Anforderungen der 
neuen Vorschrift erfüllen. Ohne ander-
weitige Vereinbarung zwischen dem Bau-
träger und dem Erwerber kann dieser die 
Einhaltung der aktuellen Vorschriften 
dann grundsätzlich verlangen. 

III. Niedrigstenergiegebäude, 
Passiv- und Plus-Energie-Häuser 
planen

Seit der ersten Wärmeschutzverordnung 
(WSchVO 1977) haben sich die Mindest-
anforderungen an das energiesparende 
Bauen Schritt für Schritt verschärft. In der 
Baupraxis wurde jedoch parallel dazu 
noch energiesparender gebaut. In For-
schungs- und Demonstrationsprojekten 
haben Wissenschaftler im Verbund mit der 
Bauwirtschaft das energiesparende Bauen 
zu immer höherer Perfektion geführt:
�� Solarhäuser – Anfang der 1980er Jahre,
�� Niedrigenergiehäuser – Mitte der 

1980er Jahre,
�� 3-Liter-Häuser – Anfang der 1990er 

Jahre,
�� Null-Heizenergiehäuser – Ende der 

1990er Jahre,
�� Plusenergiehäuser – Ende der 2000er 

Jahre.

Abb. 2: �Die klare Architektursprache des Netto-Plusenergiegebäudes mit Elektromobilität unterstützt das innova-
tive Energiekonzept. 

© Foto: Prof. Dr. Fisch/Fotograf: Erich Spahn
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Der Sachverständige hat drei  zukunfts-
orientierte Energie-Standards angespro-
chen, die seine Kunden bereits heute pla-
nen und bauen könnten:
�� Niedrigstenergiegebäude – wie es die 

EU-Gebäuderichtlinie 2010 fordert,
�� Gebäude im Passivhaus-Standard,
�� Plus-Energie-Häuser.

Wie ist der Energie-Standard in diesen 
Fällen heute definiert? Sehen wir uns die 
drei Fälle jeweils gesondert an:

1. Niedrigstenergiegebäude – 
wie es die EU-Gebäudericht
linie 2010 fordert

Die neu gefasste EU-Gebäuderichtli-
nie  2010 ist seit Mitte letzen Jahres in 
Kraft. Gemäß Artikel 9 (Niedrigstenergie-
gebäude), Absatz 1 müssen die Mitglieds-
staaten gewährleisten, dass ab 2021 alle 
privatwirtschaftlichen Neubauten und be-
reits 2019 alle neu erbauten öffentlichen 
Gebäude als Niedrigstenergiegebäude er-
richtet werden. 

Allerdings räumt die Richtlinie im letz-
ten Absatz dieses Artikels den Mitglieds-
ländern auch die Möglichkeit ein, dass sie 
Ausnahmen zulassen, wenn » … die Kos-
ten-Nutzen-Analyse über die wirtschaftli-
che Lebensdauer des betreffenden Ge-
bäudes negativ ausfällt.«

Wie definiert die EU-Richtlinie ein 
»Niedrigstenergiegebäude«? Die Ant-
wort findet sich im Artikel 2 (Begriffsbe-
stimmungen), unter Nummer  2, wie 
folgt:

Zitat:	�  EU-Richtlinie 2010, Artikel 2 
Begriffsbestimmungen

»Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der 
Ausdruck

1. »Niedrigstenergiegebäude« ein Ge-
bäude, das eine sehr hohe, nach Anhang I 
bestimmte Gesamtenergieeffizienz auf-
weist. Der fast bei Null liegende oder sehr 
geringe Energiebedarf sollte zu einem 
ganz wesentlichen Teil durch Energie aus 
erneuerbaren Quellen – einschließlich 
Energie aus erneuerbaren Quellen, die am 
Standort oder in der Nähe erzeugt wird – 
gedeckt werden; …

4. »Gesamtenergieeffizienz eines Ge-
bäudes« die berechnete oder gemessene 
Energiemenge, die benötigt wird, um 
den Energiebedarf im Rahmen der übli-
chen Nutzung des Gebäudes (u.a. Hei-
zung, Kühlung, Lüftung, Warmwasser 
und Beleuchtung) zu decken;«

Der Anhang I (Gemeinsamer allgemei-
ner Rahmen für die Berechnung der Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden), auf 
den die EU-Richtlinie in dem wiedergege-

benen Zitat verweist, gibt einen allgemei-
nen Rahmen für die Berechnung der Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden vor. 
Im Artikel  3 (Festlegung einer Methode 
zur Berechnung der Gesamtenergieeffi-
zienz von Gebäuden) verpflichtet die 
Richtlinie die Mitgliedsstaaten, eine Re-
chenmethode zu verabschieden, die zur 
Berechnung der Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden dient und die im Einklang 
mit dem in Anhang I vorgegebenen Rah-
men steht.

Insoweit können wir heute den Nied
rigstenergie-Gebäude-Standard zwar in 
Parameter fassen (Energiebedarf fast null, 
Nutzung erneuerbarer Energie, usw.), wir 
wissen jedoch nicht, wie die entsprechen-
den Kennwerte in Deutschland berechnet 
werden, wenn die EU-Richtlinie umge-
setzt wird.

MR Peter Rathert vom Bundesbaumi-
nisterium hat in seinem Vortrag zur 
EnEV  2012 am 21.10.2011 in Stuttgart 
zwei Aspekte erläutert, die in diesem 
Kontext von Interesse sind: 
�� Das von der Bundesregierung ange-

strebte »klimaneutrale Gebäude« 
kommt dem von der EU-Richtlinie defi-
nierten »Niedrigstenergiegebäude« 
sehr nahe.

�� Im Zuge der Novellierung der EnEV 2009 
hin zur EnEV 2012 wird auch das Ener-
gieeinsparungsgesetz (EnEG 2009) ge-
ändert. Das novellierte EnEG wird auch 
eine Definition des Niedrigstenergiege-
bäudes umfassen.

Nullenergiegebäude sind heute bereits 
vielerorts Realität, allerdings meist geför-
dert im Rahmen von Forschungsprojek-
ten wie »EnOB Forschung für Energieop-
timiertes Bauen« des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie (BMWi). 
An den dokumentierten Beispielen könn-
te sich der Planer orientieren, wie die ver-
tragliche Absicherung des zu realisieren-
den Energie-Standards verlaufen ist. 

Fazit: Wenn der Bausachverständige 
ein Gebäude plant, das die Anforderun-
gen der EU-Richtlinie 2010 an ein Nied
rigstenergiegebäude erfüllt, muss er in 
seinen vertraglichen Vereinbarungen klar 
festlegen, welche Parameter als energeti-
schen Kennwerte gelten sollen, welche 
Höchstwerte als Messlatte gelten sollen 
sowie nach welchen Methoden er diese 
berechnen und bewerten soll.

2. Gebäude im Passivhaus-Stan-
dard planen und bauen

Wer heute ein Haus oder sonstiges Ge-
bäude plant und baut, kann ggf. auch 

staatliche Fördergelder durch die KfW-
Förderbank erhalten. 

In dem KfW-Förderprogramm »Ener-
gieeffizient Bauen« Nummer 153, finan-
ziert der Bund Bauvorhaben, die den Pas-
sivhaus-Standard erfüllen. 

In dem folgenden Auszug aus dem 
Merkblatt der KfW sind die energetischen 
Anforderungen an geförderte Neubauten 
wiedergegeben:

Zitat:	�  Merkblatt KfW-Förderbank: 
Programm »Energieeffizientes 
Bauen« (153)

»…
�� �KfW-Effizienzhaus 55  

(inklusive Passivhaus)
�– Der Jahres-Primärenergiebedarf (QP) 
beträgt maximal 55 % des Wertes für 
das Referenzgebäude nach Tabelle 1, 
Anlage 1 (EnEV 2009).
�– Der Transmissionswärmeverlust (H’T) 
beträgt maximal 70 % des Wertes für 
das Referenzgebäude nach Tabelle 1, 
Anlage 1 (EnEV 2009).

�� KfW-Effizienzhaus  40 (Passivhaus) 
Gefördert werden in diesem Pro-
gramm auch Gebäude, deren Jahres-
Primärenergiebedarf (QP) und Jahres-
Heizwärmebedarf (QH) nach dem Pas-
sivhaus Projektierungspaket (PHPP) 
durch einen Sachverständigen nach-
gewiesen werden. Voraussetzung für 
eine Förderung ist, dass der Jahres-Pri-
märenergiebedarf (QP) nicht mehr als 
30  kWh pro m² Gebäudenutzfläche 
(AN) und der Jahres-Heizwärmebedarf 
(QH) nach PHPP nicht mehr als 15 kWh 
pro m² Wohnfläche betragen.

�� KfW-Effizienzhaus  55 (Passivhaus) 
Gefördert werden in diesem Pro-
gramm auch Gebäude, deren Jahres-
Primärenergiebedarf (QP) und Jahres-
Heizwärmebedarf (QH) nach dem Pas-
sivhaus-Projektierungspaket (PHPP) 
durch einen Sachverständigen nach-
gewiesen werden. Voraussetzung für 
eine Förderung ist, dass der Jahres-Pri-
märenergiebedarf (QP) nicht mehr als 
40  kWh pro m² Gebäudenutzfläche 
(AN) und der Jahres-Heizwärmebedarf 
(QH) nach PHPP nicht mehr als 15 kWh 
pro m² Wohnfläche betragen.

Für ein KfW-Effizienzhaus 40 und 55 (in-
klusive Passivhaus) sind Planung und Bau-
begleitung durch einen Sachverständigen 
verbindlich nachzuweisen.

….
Erläuterungen zum Passivhaus

Der Jahres-Primärenergiebedarf QP und 
der Jahres-Heizwärmebedarf QH sind mit 
einer aktuellen Version des Passivhaus-
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Projektierungspakets (PHPP) durch einen 
Sachverständigen nachzuweisen.
�� Ermittlung des Heizwärmebedarfs: die 

Wohnfläche dient nach der Wohnflä-
chenverordnung – WoFIV – innerhalb 
der thermischen Hülle (entspricht der 
Energiebezugsfläche) als Grundlage 
für die Flächenberechnung.

�� Der Jahres-Primärenergiebedarf QP ist 
auf die Gebäudenutzfläche AN nach 
EnEV 2009 zu beziehen.

�� Der Jahres-Primärenergiebedarf QP ist 
in Anlehnung an die EnEV  2009 für 
Heizungen, Trinkwassererwärmung 
und Lüftung inklusive deren Hilfsener-
gie zu ermitteln.

�� Die Berechnung nach PHPP für den 
KfW-Nachweis ist mit dem Referenz-
klima Deutschland gemäß DIN V 4108-
6, Tabelle D.5 zu führen.

Weitere Einzelheiten sind im Internet 
unter der Internetadresse www.passiv.de 
verfügbar. …«

Wie aus den Ausschnitten ersichtlich, 
gibt die KfW-Förderbank sowohl die ener-
getischen Kennwerte für den Passivhaus-
Standard als auch die anerkannten Berech-
nungs- und Bewertungsmethoden vor.

Fazit: Wenn der Bausachverständige 
ein Gebäude im Passivhaus-Standard 
plant, kann er sich in den vertraglichen 
Vereinbarungen mit seinem Auftragge-
ber an den aktuell geltenden Förderricht-
linien der KfW-Förderbank orientieren, 
sowohl in Bezug auf die energetischen 
Kennwerte, die einzuhaltenden Höchst-
werte als auch der angewandten Rechen- 
bzw. Bewertungsmethoden.

3. Plus-Energie-Haus planen und 
bauen

Dank der heute bereits eingesetzten 
Technologien zur Nutzung regenerativer 
Energien (Solarstrahlung durch Solarkol-
lektoren und Photovoltaik, Erdwärme 
durch Wärmepumpen, Wärmerückge-
winnung aus der Abluft, usw.) ist es mög-
lich, dass ein Gebäude nicht nur keine 
Energie für die komfortable Nutzung be-
nötigt, sondern dass es sogar zusätzliche 
Energie produziert, die elektrische Fahr-
zeuge beliefern kann und die Umwelt von 
verkehrsbedingten Abgasen entlasten.

Dafür gibt es bereits gebaute und aus-
gezeichnete Pilotprojekte wie das Plus-
Energie-Haus in Leonberg, Warmbronn 
bei Stuttgart. Das Gebäude ist seit Okto-
ber  2010 in Betrieb und wird von einer 
vierköpfigen jungen Familie bewohnt. 
Die seit Dezember 2010 kontinuierlich er-
fassten Messdaten bestätigen gemäß der 

Auswertung durch das Planungsbüro IGS 
in Stuttgart, dass die bisherigen Ergebnis-
se der Energielieferung über Photovoltaik 
(PV) und des Energieverbrauchs die ange-
strebten Werte erfüllen.

Wer heute ein Plus-Energie-Haus pla-
nen und bauen will, kann ggf. vom Bun-
desbauministerium eine finanzielle Förde-
rung erhalten. Am 08.08.2011 startete 
das BMVBS das neue Förderprogramm. 
Details zu den Anforderungen und zu 
den Nachweis-Methoden finden Interes-
sierte auf den Webseiten des Bundesbau-
ministeriums. Hier nur ein Auszug zu den 
Indikatoren für die Erfolgskontrolle der 
förderfähigen Projekte:
�� Der Energieüberschuss muss sowohl in 

der Planungsphase anhand der Be-
rechnungen als auch in der späteren 
Nutzungsphase anhand von Messun-
gen nachgewiesen werden.

�� Die Energiegewinne des Hauses müs-
sen größtenteils durch die Hausbe-
wohner genutzt werden.

�� Für neuen Techniken, die im Haus ein-
gesetzt wurden (innovative Wärme-
schutzsysteme, hochwärmedämmen-
de Fenster, Dünnschicht-Photovoltaik-
Module für die Fassade, Indachlösungen 
für PV-Module, Biomasse Blockheiz-
kraftwerke BHKW, usw.) müssen die 
Wirtschaftlichkeit, Effizienz, Dauer-
standsverhalten und Bedien-, War-
tungs- und Modernisierungsfreund-
lichkeit untersucht werden.

�� Das gesamte System des Gebäudes 
muss in seinem Betriebsverhalten aus-
gewertet werden.

Dieses Förderprogramm bezieht sich in-
soweit allerdings nur auf Wohnhäuser. 
Der folgende Auszug aus den Bekannt-
machungen des BMVBS zeigt die energe-
tischen Kennwerte, die zulässigen 
Höchstwerte und gibt teilweise die Be-
wertungsmethode für geförderte »Plus-
Energie-Häuser« wieder:

Zitat:	�  BMVBS: Wohnhäuser mit 
Plus-Energie Niveau – Definition 
und Berechnungsmethode

»Definition: 
Das Plus-Energie-Haus-Niveau nach der 
Bekanntmachung des Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung über die Vergabe von Zuwendungen 
für Modellprojekte im »Plus-Energie-
Haus-Standard« ist erreicht, wenn so-
wohl ein negativer Jahres-Primärenergie-
bedarf (ΣQp< 0 kWh/(m²a)) als auch ein 
negativer Jahres-Endenergiebedarf (ΣQe< 
0  kWh/(m²a)) vorliegen. Alle sonstigen 
Bedingungen der Energieeinsparverord-

nung 2009 (EnEV), wie z.B. Anforderun-
gen an den sommerlichen Wärmeschutz, 
sind einzuhalten.

Bewertungsmethode:
Die Nachweise sind in Anlehnung an die 
Energieeinsparverordnung  2009 (EnEV) 
nach der DIN V 18599 zu führen. Aller-
dings müssen die Ergänzung zur Nach-
weisprozedur der EnEV die End- und Pri-
märenergiebedarfswerte für die Woh-
nungsbeleuchtung und für die 
Haushaltsgeräte und -prozesse in der Be-
rechnung mitberücksichtigt werden. Da-
bei ist ein pauschaler Wert von 20 kWh/
(m²a) (davon Kochen: 3  kWh/(m²a), je-
doch maximal 2.500 kWh/a je Wohnein-
heit anzunehmen.…«

Fazit: Wenn der Sachverständige heu-
te ein Plus-Energie-Haus plant, kann er 
sich in den vertraglichen Vereinbarungen 
mit seinem Auftraggeber an den aktuell 
geltenden Förderrichtlinien des BMVBS 
orientieren, sowohl in Bezug auf die 
energetischen Kennwerte, die einzuhal-
tenden Höchstwerte sowie der ange-
wandten Rechen- bzw. Bewertungsme-
thoden.

IV. Zusammenfassung

Die EnEV 2012 wird öffentlich-recht-
lich erst dann maßgeblich, wenn sie be-
schlossen und in Kraft getreten ist. Bleibt 
es bei der bisherigen Übergangsregelung, 
wird es auch in Zukunft auf den Zeit-
punkt der Bauantragstellung bzw. 
Bauanzeige ersatzweise der Bauausfüh-
rung ankommen. 

Der zivilrechtliche Einfluss auf Pla-
ner- oder Bauverträge kann allerdings be-
reits vorher einsetzen:
�� Soweit der Planer beauftragt wird, be-

vor die EnEV  2012 verkündet ist, 
kann die Einhaltung der Vorschrift 
grundsätzlich nicht erwartet werden. 

�� Wenn der Planer im Zeitraum zwi-
schen Verkündung und Inkrafttre-
ten der Vorschrift tätig wird, sollte er 
seinen Auftraggeber darauf hinwei-
sen, dass es zu einer Änderung kommt 
und eine Entscheidung des Auftragge-
bers herbeiführen, welche Anforde-
rungen zu erfüllen sind. Andernfalls ist 
der Streit über die Ordnungsmäßigkeit 
der Planung vorprogrammiert. Denn 
dann kann der Vertragspartner des 
Planers möglicherweise die Anpassung 
der Planung an die aktuellen Anforde-
rungen verlangen. Entsprechendes gilt 
für den ausführenden Unternehmer.

�� Kann der Planer voraussehen, dass der 
Bauantrag oder die Bauanzeige 
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erst nach Inkrafttreten der Neure-
gelung gestellt werden wird, gelten 
ohnehin die neuen Vorschriften und 
sind diese in der Planung zu berück-
sichtigen. 

�� Für den ausführenden Unternehmer, 
der nach Inkrafttreten der EnEV 2012 
aber noch unter übergangsweiser Gel-
tung der EnEV 2009 mit der Ausfüh-
rung beginnt, verbleibt es insoweit bei 
dem Erfordernis einer klaren vertragli-
chen Regelung. Ohne diese ist er mög-
licherweise dazu verpflichtet, die Ein-
haltung der Anforderungen der 
EnEV  2012 – als übliche Beschaffen-
heit – einzuhalten.

�� Besonderheiten sind im Bauträger-
vertrag zu beachten. Auch hier soll-
ten die Anforderungen im Hinblick auf 
die energetischen Eigenschaften des 
Bauwerks klar vertraglich geregelt 
werden. Andernfalls hat der Erwerber 
möglicherweise einen Anspruch auf 
Anpassung der Immobilie an die An-
forderungen der EnEV 2012.

Natürlich steht es den Parteien und insbe-
sondere dem Planer frei, bereits vorzeitig 
die Einhaltung der EnEV 2012 zu verein-
baren. Die Vereinbarung muss jedoch die 
konkrete Fassung exakt bezeichnen. Inso-
weit bietet sich die Bezugnahme auf den 
Referentenentwurf an, der indes noch 
nicht veröffentlicht ist. Da sich Details 
noch ändern können, führt eine allge-
mein gehaltene Vereinbarung der 
EnEV 2012 im Laufe der Planung mögli-
cherweise zu erheblichem Anpassungs-
bedarf. Haben die Parteien hierüber keine 
besondere Vereinbarung getroffen, bleibt 
auch fraglich, ob dieser Mehraufwand zu 
vergüten ist. 

Es ist daher vor Inkrafttreten der EnEV 
2012 sinnvoll, das konkrete Leistungssoll 
auf andere Weise zu vereinbaren. Hierbei 
kann von der unter III. erläuterten Mög-
lichkeiten Gebrauch gemacht werden.
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